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A. Bericht des Abgeordneten Lermer; 


Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Gut- 
achten zur Verkehrspolitik — Drucksache 183 — 
wurde in der 14. Plenarsitzung des Deutschen Bun- 
destages am 11. Februar 1954 dem Ausschuß für 
Verkehrswesen zur weiteren Bearbeitung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen bat mit Schrei- 
ben vom 15. Februar 1954 den Herrn Bundesmini- 
ster für Verkehr um baldmögliche schriftliche Stel- 
lungnahme. 

Der Bundesminister für Verkehr legte mit 
Schreiben vom 4. März 1954 — Al 12 a — 46 Vmz 
— folgende Stellungnahme vor: 

„Zu Nr. 1 in Drucksache 183: 

a) Mein Ministerium ist seit 1949 bestrebt, die ver- 
kehrswirtschaftlichen Tatbestände und Zusam- 
menhänge nach den Methoden e^^akter For- 
schung festzustellen und zu durchleuchten. Be- 
sonders wichtig erschien es ihm, möglichst ge- 
naue Unterlagen über die Kostenstruktur der 
verschiedenen binnenländischen Verkehrsbe- 
triebe zu beschaffen. Die in den letzten Jahren 
von dritter Seite durchgeführten Kostenunter- 
suchungen mußten lückenhaft sein, weil ihnen 
ausreichendes Material nicht zur Verfügung 
stand und weil ferner die Voraussetzungen einer 
Kostenanalyse im Verkehrswesen noch nicht 
genügend geklärt waren. Aus diesem Grund 
wurde mit Erlaß vom 30. Dezember 1949 ein 
Selbstkostenausschuß gebildet, der seine Arbei- 
ten nach gründlichen systematischen Studien 
auf möglichst breiter Basis durchführt. Bereits 
in den ersten Sitzungen des Selbstkostenaus- 
schusses wurden die Grundsätze für die Gliede- 
rung oder Systematik des Rechnungsverfahrens 
festgelegt. Die Gliederung im einzelnen und die 
dazugehörigen Arbeitsanweisungen wurden in 


einem vom Selbstkostenausschuß gebildeten 
Arbeitsausschuß ausgearbeitet, und zwar bis 
Ende 1950. Anschließend wurde begonnen, die 
Kosten und Leistungen der Betriebe nach der 
erarbeiteten Systematik zu ermitteln. Hierbei 
ergab sich jedoch eine Fülle von Schwierig- 
keiten, da in den Unternehmen die Kosten und 
Leistungen allein für inner betriebliche 
Bedürfnisse erfaßt werden. Diese Unter- 
lagen sind für vergleichbare Rech- 
nungen aller Verkehrszweige nicht ohne 
weiteres auswertbar. Es w^ar deshalb not- 
wendig, die bei ' den Betrieben vorhandenen 
Unterlagen zu ergänzen, um sie nach den Er- 
fordernissen des Selbstkostenausschusses aus- 
werten zu können. Dazu bedurfte es der Mitar- 
beit erfahrener Vertreter der Verkehrsbetriebe. 
Zu diesem Zweck wurden im Einvernehmen mit 
den zuständigen Verkehrsorganisationen Ar- 
beitskreise ins Leben gerufen, die in mühe- 
voller Kleinarbeit das Fundament für exakte 
Vergleichsermittlungen geschaffen haben. Für 
Fragen, die alle Sparten des Verkehrswesens 
gleichermaßen betreffen, wurden aus den Ar- 
beitskreisen besondere Sachverständigengrup- 
pen gebildet, z. B. für Kapitaldienst, Bewer- 
tung usw. 

Folgende Ergebnisse liegen bisher vor: 

Erstens ist das theoretische Rüstzeug für ver- 
gleichsfähige Kostenuntersuchungen aller bin- 
nenländischen Verkehrszweige vorhanden; 

zweitens liegt von einzelnen Gebieten des Ver- 
kehrswesens bereits auswertbares Zahlen- 
material vor. Dieses Material bezieht sich in 
erster Linie auf die Kosten der Straße, der 
Wasserstraßen und auf die Kosten und Leistun- 
gen des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen. 
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b) Was zunächst die Kosten der Straße betrifft, so 
werden auf der Preisbasis von Mai 1950 die 
Sollkosten der Straßen ermittelt, und zwar die 
j ährliche Sollerneuerungsrate (Abschreibung) 
als Kapitalkosten und die Sollunterhaltungs- 
kosten. 

Die Ermittlung der Sollerneuerungskosten 

(-rate) geht von der Bewertung der nach Dek- 
kenbauweisen sowie nach Unterbauarten und 
Breitenklassen gegliederten Straßennetze (klas- 
sifizierte Straßen) aus und setzt hierzu die Le- 
bensdauer der einzelnen Bauteile in Beziehung. 
Bei dieser Arbeit wird die Straßenbaustatistik 
vom 1. März 1951 zugrunde gelegt. Da die Le- 
bensdauer der Straßen im wesentlichen von der 
Verkehrsbelastung abhängt, soll die vom Juni 
1952 bis Mai 1953 durchgeführte Verkehrs- 
zählung ausgewertet werden. 

Die Sollunterhaltungskosten werden unter Be- 
rücksichtigung der Lebensdauer ermittelt, die 
der Berechnung der Erneuerungsrate zugrunde 
liegt, und mit den Ist-Ausgaben für die Unter- 
haltung abgestimmt. 

Die Länder haben mitgearbeitet; ein Arbeits- 
kreis Straßenkosten wurde gebildet, dem je 1 
oder 2 Vertreter jedes Landes der Bundesrepu- 
blik Deutschland angehören. 

Über den Stand der Arbeiten ist folgendes zu 
berichten: 

Im Herbst 1952 wurde die erste Ausrechnung 
des Wertes sowie der Sollerneuerung- und Soll- 
unterhaltungskosten für die Bundesstraßen 
(freie Strecken einschließlich Ortsdurchfahrten 
in Orten mit weniger als 6000 Einwohnern) ab- 
geschlossen. 

Da diese erste Ausrechnung noch gewisse Ab- 
stimmungsmängel aufwies und vor allem die 
erwähnte Verkehrszählung noch im Gang war, 
erschien eine zweite Durchrechnung notwendig, 
die z. Z. noch in Bearbeitung ist; von zwei Län- 
dern stehen die Unterlagen noch aus. 

Im Anschluß an die Ausrechnung für die Bun- 
desstraßen werden die Kosten für die Land- 
straßen I. und II. Ordnung ermittelt; ein Teil 
der Unterlagen mehrerer Länder liegt bereits 
vor. Vorgesehen ist außerdem: 

die entsprechenden Kosten für das Straßennetz 
von 1925 auf vergleichbarer heutiger Preisbasis 
auszurechnen, worüber teilweise auch bereits 
Unterlagen von den Ländern vorliegen, 
eine Umrechnung der Kostenermittlung auf die 
Preisbasis von 1954, 

eine Ermittlung des Kapitalbedarfs für den 
Ausbau der Straßennetze, den die weitere Ent- 
wicklung des Straßenverkehrs erfordert, 

die Kostenermittlung für dieses auszubauende 
verbesserte Straßennetz. 

Außer der Ermittlung der Straßen-Soll-Kosten 
ist das Problem zu klären, welcher Anteil von 
ihnen dem Kraftverkehr anzulasten ist und 
welche Teile hiervon auf die einzelnen Fahr- 


zeuggattungen entfallen. Uber den gesamten 
Komplex sind noch wissenschaftliche Unter- 
suchungen erforderlich. 

c) Nachdem vom Selbstkostenausschuß ein Schema 
zur Ermittlung der Selbstkosten aller Verkehrs- 
träger auf vergleichbarer Basis ausgearbeitet 
worden war, hat es die Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes unternommen, die 
Ausgaben der Verwaltung im Rechnungsjahr 
1949 an Personal- und Sachkosten 
für Betrieb, Unterhaltung und 
Erneuerung jeder einzelnen Bun- 
deswasserstraße zu ermitteln. Diese 
Ausgaben mußten anschließend einer weiteren 
Untersuchung unterzogen werden, um diejeni- 
gen Anteile zu bestimmen, die als Fahrweg- 
kosten der Binnenschiffahrt anzulasten sind; 
denn nur diese können in die Selbstkosten- 
rechnung der Verkehrsträger eingeführt wer- 
den. Diese Aufgabe ist jedoch äußerst schwierig; 
denn die Binnenwasserstraßen dienen nicht 
allein den Interessen der Schiffahrt, sie sind 
vielmehr zunächst im Interesse der Vorflut zu 
unterhalten und dienen in gleicher Weise insbe- 
sondere der Wasserkraftgewinnung wie der 
Landwirtschaft, der Wasserentnahme und Was- 
sereinleitung und damit der Siedlungswasser- 
wirtschaft ebenso wie der industriellen Wasser- 
versorgung, ferner der Volkserholung und dem 
Wassersport. 

Die Aufwendungen der Verwaltung für diese 
einzelnen Zwecke sind für jede Wasserstraße 
verschieden und sind auch an jeder Wasser- 
straße im Lauf der Jahre erheblichen Schwan- 
kungen unterworfen. Wenn daher ein zutreffen- 
des Bild über die wahren Kostenwerte bei den 
einzelnen Wasserstraßen gewonnen werden soll, 
ist diese Arbeit nicht eine einmalige, sondern 
eine fortlaufende, da die Faktoren je nach der 
Entwicklung veränderlich sind. Die Berech- 
nungen für das Jahr 1949 sind daher nicht als 
Maßstab anzusehen. Da das gesamte Rech- 
nungswesen der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung nicht auf die Ermittlung derartiger Er- 
gebnisse abgestellt ist, konnten die Berechnun- 
gen für das Jahr 1949 nur unter außergewöhn- 
lichem Zeitaufwand durchgeführt werden. Sie 
können aus Mangel an Personal für die folgen- 
den Jahre in dieser Form nicht wiederholt wer- 
den. Um jedoch auch in Zukunft den Anforde- 
rungen des Selbstkostenausschusses entsprechen 
zu können, hat die Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung gleichzeitig für ihre eigenen Bedürf- 
nisse ein neues Buchungsverfahren nach den 
Prinzipien kaufmännischer Betriebsführung 
entwickelt, das z. Z. bei einigen Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen erprobt wird und nach 
allgemeiner Einführung die vom Selbstkosten- 
ausschuß verlangten Werte jährlich zu liefern 
imstande wäre. Für die allgemeine Einführung 
dieses Verfahrens werden z. Z., im Benehmen 
mit dem Bundesrechnungshof und dem Bundes- 
ministerium der Finanzen, die erforderlichen 
Vorschriften ausgearbeitet. Für die Durchfüh- 
rung dieses neuen Verfahrens ist jedoch eine 



Vermehrung des Büropersonals der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung in gewissem Umfang 
unbedingt erforderlich. Solange die dafür erfor- 
derliche Stellenvermehrung vom Bundesrech- 
nungshof und vom Bundesministerium der 
Finanzen nicht bewilligt wird, kann das Verfah- 
ren nicht allgemein eingeführt werden. Daher 
können auch die vom Selbstkostenausschuß ge- 
forderten Zahlenangaben für die Wasserstraßen 
in den folgenden Jahren nicht geliefert werden. 

d) Vom Selbstkostenausschuß wurden außerdem 
Untersuchungen im Güterstraßenver- 
kehr durchgeführt. Das war erforderlich, 
da bisher aus diesem Verkehrszweig keine 
ausreichenden Kostenrechnungen Vorlagen, 
während bei der Eisenbahn und der Bin- 
nenschiffahrt seit langem innerbetriebliche 
Rechnungen durchgeführt werden. Es galt, 
diese Lücke zu schließen, um vorerst die 

, Größenverhältnisse und Relationen der Kosten 
aller Verkehrszweige erkennen zu können. 
Aus diesen Gründen wurde am 1. Januar 
1953 mit einer Voruntersuchung im Stra- 
ßengüterverkehr begonnen. Die Probezahlen 
des 1. Vierteljahres 1953 liegen vor. Das end- 
gültige Material ist von den beteiligten Firmen 
eingesandt und wird z. Z. aufbereitet. Es wird 
Aufschluß geben über die Kosten und Leistun- 
gen von etwa 300 bis 350 Fahrzeugen des 
Straßengüterverkehrs. 

e) Der Selbstkostenausschuß hat somit durch seine 
eigenen Untersuchungen und die Arbeiten der 
beiden Objektverwaltungen die Voraussetzun- 
gen für die praktischen Ermittlungen auf brei- 
ter Grundlage geschaffen. Diese können jedoch 
nicht von dem Ministerium selbst durchgeführt 
werden. Ihrer Eigenart nach passen sie nicht in 
den Aufgabenkreis einer obersten Bundes- 
behörde. ua das Selbstkostenproblem endgültig 
gelöst werden soll, müssen die Erhebungen 
außerdem in einem Umfang und in einer Breite 
stattfinden, welche die personellen und sach- 
lichen Möglichkeiten meines Hauses weit über- 
schreiten. Es verbietet sich also von selbst, eine 
solche Enquete in eigener Regie durchzuführen. 
Dieses gilt um so mehr, als die angespannte 
Haushaltstage des Bundes eine Erweiterung des 
Personaletats keinesfalls zuläßt. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesmini- 
ster der Finanzen habe ich deshalb die Deutsche 
Revisions- und Treuhand AG (Treuarbeit), 
Frankfurt (Main), beauftragt, unter meiner Lei- 
tung und auf der Grundlage der vom Selbst- 
kostenausschuß geleisteten Vorarbeiten die 
Selbstkosten der verschiedenen Verkehrsträger 
zu ermitteln. 


Zu Nr. 2 in Drucksache 183; 

Die gewünschten Gutachten und Vorschläge sind 
beigefügt, und zwar je 1 Stück 

a) des Berichts Hornberger und Cottier, 1950; 

b) der Berichts Coverdale und Colpitts, 1950; 


c) Gutachten Morgenthaler; 

d) Denkschrift der Hauptverv/altung der Deutschen 
Bundesbahn „Warum Bundesbahnkrise?“, 1949 

und je 30 Stück der beiden gedruckten Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesmini- 
sterium für Verkehr über 

„Vorschläge für eine Reform des deutschen Eisen- 
bahngütertarifs“ und über 

„Die Systemfrage bei der Elektrifizierung von 
Eisenbahnen“. 

Zu den Schriften bemerke ich noch folgendes: 

Zu a) und b) 

Der Bericht Hornberger — Cottier sowie der Bericht 
der Gutachter Coverdale und Colpitts, die sich ins- 
besondere mit der Lage der Deutschen Bundesbahn 
befassen, stammen aus dem Jahr 1950. Die Aus- 
führungen und Vorschläge dieser Gutachter sind 
durch das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 
1951 (BGBl. I S. 955) und durch die bereits durch- 
geführten oder z. Z. laufenden Maßnahmen zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Lage der Deutschen Bundesbahn überholt. Der 
Herr Staatssekretär des Bundeskanzleramts hat in 
einem Schreiben an mich vom 21. Juli 1953 — 
8.91000 — 4711/53 — diese Auffassung bestätigt. 

Zu c) 

Das Gutachten Morgenthaler behandelt die Über- 
prüfung der Verhältnisse der Deutschen Reichsbahn 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet. 

Herr Dr. Morgenthaler hat ferner im Auftrag der 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen mehrere 
Gutachten erstattet, die sich mit den Verhältnissen 
Schiene und Straße befassen. Diese Gutachten 
müßten bei der Landesregierung in Düsseldorf er- 
beten werden. Sie sind von ihr für vertraulich er- 
klärt worden. 

Zu d) 

Die Denkschrift der Deutschen Bundesbahn „Warum 
Bundesbahnkrise?“ geht vom Stand des Oktobers 
1949 aus. Sie sollte ein Beitrag der Deutschen 
Bundesbahn zum Problem Schiene und Straße 
sein. Ihre Ergebnisse sind allerdings zu einem 
großen Teil inzwischen überholt. 

gez, Dr.-Ing. Seebohm“ 


Der Ausschuß für Verkehrswesen hat die Be- 
ratung und Verabschiedung der Drucksache 183 
vorerst zurückgestellt, um zunächst das Prüfungs- 
ergebnis der Deutschen Revisions- und Treuhand 
AG (Treuarbeit) in Frankfurt (Main) abzuwarten. 

Da jedoch erst 1957 mit der Vorlage von Einzel- 
ergebnissen gerechnet werden kann, ein Termin 
für die Vorlage des Endergebnisses nicht ermittelt 
werden konnte und der vom Gesamtausschuß für 



Verkehrswesen gebildete Unterausschuß zur „Wie- 
derherstellung der Wirtschaftlichkeit der Deutschen 
Bundesbahn“ seine Arbeit seit Anfang 1956 auf ge- 
nommen hat, bestand im Ausschuß für Ver- 
kehrswesen und im Einvernehmen mit 
der antragstellenden Fraktion die 
Auffassung, die Drucksache 183 abschließend zu 
beraten und dem Plenum des Deutschen Bundes- 
tages zu empfehlen, sie auf Grund der in- 
zwischen erfolgten Maßnahmen für 
erledigt zu erklären. 

Die abschließende Beratung im Ausschuß für 
Verkehrswesen fand in der 76. Sitzung am 7. März 
1956 statt. Im Ausschuß bestand Einmütigkeit, daß 

1. der Unterausschuß zur „Wiederherstellung der 
Wirtschaftlichkeit der Deutschen Bundesbahn“ 


den in Nr. 1 der Drucksache 183 gewünschten 
Bericht über die „Ermittlung der 
Selbstkosten der V erkehrsträger“ 
entgegennehmen soll und 

2. die vom Bundesminister für Verkehr dem Aus- 
schuß für Verkehrswesen übermittelten Gutach- 
ten und Vorschläge an das Archiv des Deutschen 
Bundestages weitergeleitet und dort aufbewahrt 
werden sollen. 


Bonn, den 7. März 1956 

Lermer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 183 — auf Grund der 
inzwischen erfolgten Maßnahmen für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 7. März 1956 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 
Kümmele Lermer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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